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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Die bürgerlichen Parteien - mit Ausnahme der rechtsbürgerlichen FP, SD und EDU,
welche die Initiative einhellig unterstützten - zeigten sich allesamt gespalten. Die SVP,
vor allem der Zürcher Flügel um Nationalrat und Mitinitiant Bortoluzzi, stellte sich
hinter die Initiative, die Sektionen der Kantone Bern, Thurgau und Graubünden
bekämpfte sie. Auch die Liberalen traten in beiden Abstimmungskomitees auf, die
Waadtländer Leuba und Sandoz bei den Initianten, der Basler Eymann bei den Gegnern.
Unter den Befürwortern figurierten auch einige FDP-Nationalräte, namentlich der
Neuenburger Frey sowie die Luzerner Aregger, Theiler und Tschuppert. Bei der CVP
stellte sich nur gerade ein alt Ständerat (Kündig, ZG) hinter das Volksbegehren. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.08.1997
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

An ihrer Delegiertenversammlung im August beschloss die SVP mit grosser Mehrheit die
Ja-Parole zum Elektrizitätsmarktgesetz. Gemäss einer Repräsentativuntersuchung
stimmten die SVP-Sympathisanten dann allerdings klar gegen die
Elektrizitätsmarktliberalisierung. Im Mittelpunkt der Debatten stand jedoch die geplante
Krankenkasseninitiative "für tiefere Prämien". Nachdem der im Januar
verabschiedete, auf dem Dreisäulenmodell basierende Entwurf in der über Internet
durchgeführten Vernehmlassung abgelehnt worden war, weil er einer unsozialen
Dreiklassenmedizin Vorschub leiste, sah die überarbeitete Version des Begehrens die
heutige Zweiteilung der Krankenversicherung in einen obligatorischen und einen
fakultativen Teil vor. Die Grundversicherung soll nur die absolut notwendigen
Leistungen abdecken; der Rest wird, falls gewünscht, über eine Zusatzversicherung
bezahlt. Verlangt wird ausserdem die Aufhebung des Vertragszwangs für Ärzte und die
Entflechtung der Spitalfinanzierung. Toni Bortoluzzi räumte ein, dass die Volksinitiative
im wesentlichen Reformvorschläge aufnehme, welche sich bereits in der
parlamentarischen Beratung befinden; im Berichtsjahr ist das Volksbegehren noch
nicht lanciert worden. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.08.2002
MAGDALENA BERNATH

Am Parteitag von Lupfig (AG) nominierten die SVP-Delegierten den von der Parteileitung
vorgeschlagenen Zürcher Nationalrat Toni Bortoluzzi als Kandidaten für die Nachfolge
von Bundesrätin Ruth Dreifuss. An der Bundesratswahl schied Bortoluzzi im vierten
Wahlgang aus; nur vereinzelte Parlamentarier hatten neben seinen Fraktionskollegen für
ihn gestimmt. 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 18.11.2002
MAGDALENA BERNATH

Mitte März hielt die SVP eine Delegiertenversammlung in Lugano ab, die ganz im
Zeichen des Ausländerthemas stand. Parteipräsident Maurer sagte in einer Rede, die
SVP stehe für all die Eigenschaften, welche den Erfolg der Schweiz ausmachten. Sie
kämpfe für die Neutralität, das Bankgeheimnis und den föderalistischen Wettbewerb.
Das freundliche Gesicht der Schweiz sei aber vermehrt durch „multikulturelle
Brutalität“ abgelöst worden. Bundesrat Blocher sprach zum Thema Jugendgewalt. Diese
sei eine grosse Sorge der Bevölkerung, die erst langsam von der Politik wahrgenommen
werde. Ein weiteres Thema der Delegiertenversammlung waren Bildungsprobleme im
Zusammenhang mit der Migration. Die SVP forderte zur Lösung dieser Probleme eine
Rückkehr zum Leistungs- und Wettbewerbsprinzip in den Schulen. Auch die Diskussion
der 5. IV-Revision, zu der die Delegierten mit 310 zu 1 Stimme die Ja-Parole fassten,
drehte sich um das Thema Ausländer. Nationalrat Bortoluzzi (ZH) äusserte sich, die IV
sei „balkanisiert“ worden. Ohne Gegenstimme beschlossen die Delegierten, eine
Volksinitiative mit dem Titel „Unsere Regeln gelten für alle“ auszuarbeiten. Die
Delegiertenversammlung in Lugano wurde in der Presse kritisiert, weil der Tessiner

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.03.2007
SABINE HOHL
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Parteisekretär von „ausländischen Parasiten, welche sich auf unsere Kosten wie
Kaninchen vermehren“ gesprochen hatte, ohne dass die Parteileitung eingegriffen
hatte. 4

Als Indiz für eine sich aufweichende innerparteiliche Kohärenz und die stärker
werdende Kritik können auch die abweichenden Parolen der Kantonalsektionen bei den
zwölf im Berichtjahr abgestimmten nationalen Vorlagen gelten. Fünf Mal wich
mindestens eine kantonale Partei mit ihrer Empfehlung von der Parole der Mutterpartei
ab. Beim Tierseuchengesetz waren es sogar sieben Kantonalsektionen (ZH, BE, BL, TG,
VD, VS, GE) welche ein Ja statt des von der Delegiertenversammlung Ende Oktober mit
250 zu 89 Stimmen gefassten Neins empfahlen. Zuletzt hatte es 2003 so starke
parteiinterne Opposition gegeben: beim Bundesgesetz über den Bevölkerungsschutz
und den Zivilschutz sowie beim Bundesgesetz zur Armee XXI stimmten gar zwölf
Kantonalsektionen gegen die vom damaligen VBS-Chef Samuel Schmid durchgeführten
Armeereformen. Bei der Revision des Tierseuchengesetzes hatte sich die SVP-Fraktion
im Parlament eigentlich noch für eine Annahme stark gemacht. Der angebliche
Zentralismus, der die Bauern entmündige und die Skepsis gegen die von der EU
angeführten internationalen Pharmafirmen führte an der Delegiertenversammlung in
Seedorf (UR) Ende Oktober aber dann zu einem relativ wuchtigen Nein, das auch die
aufgeheizte Stimmung an der Basis widerspiegelte. Ebenfalls vor allem an der Basis
umstritten und von drei Kantonalsektionen (UR, GL, VS) mit einer Ja- statt einer Nein-
Parole versehen war die Managed Care-Vorlage. Auch hier hatte die SVP-Fraktion zu
den Befürworterinnen im Parlament gehört, aber auch hier gab es Anfang Mai an der
Delegiertenversammlung in Klingnau eine mit 368 zu 52 Stimmen relativ deutliche
Abfuhr. Erschwerend kam hinzu, dass der SVP-Gesundheitsexperte Toni Bortoluzzi (ZH)
gegen Gregor Rutz (ZH) antreten musste, welcher seinerseits das Gegnerkomitee
organisierte. Bortoluzzi führte das Nein in Klingnau auf das wachsende Misstrauen in
seiner Partei gegenüber dem Gesundheitswesen zurück. Folge der internen
Auseinandersetzung war, dass Bortoluzzi seine ursprünglich angekündigte Absicht, vor
Legislaturende zurückzutreten und dem ersten Ersatzmann – Gregor Rutz – Platz zu
machen, widerrief. Die SVP war allerdings nicht die einzige Partei, die während der
Kampagne zu Managed Care kippte. Von immerhin noch zwei Kantonalsektionen (ZG,
TG) bekämpft wurde der Bundesbeschluss zur Regelung der Geldspiele, der Ende
Januar vom Zentralvorstand zur Annahme empfohlen worden war. Je eine
Kantonalsektion wich ab beim Bundesbeschluss zur Jugendmusikförderung (VS) bzw.
bei der Initiative für ein steuerlich begünstigtes Bausparen (ZG). Erstere war von der
Mutterpartei an der Delegiertenversammlung Ende August in Basel zur Ablehnung,
zweitere im Januar vom Zentralvorstand zur Annahme empfohlen worden. Die
restlichen Vorlagen waren – auch was die fehlenden Abweichungen in der
Parolenfassung durch die Kantonalsektionen betraf – unbestritten. In Berg (TG) wurde
die Buchpreisbindung mit 342 zu 88 Stimmen und die Ferieninitiative mit einer
Gegenstimme abgelehnt. In Klingnau wurde – neben Managed Care – mit 486 zu 0
einstimmige Unterstützung für die Auns-Initiative („Staatsverträge vors Volk“) und mit
415 zu 15 Stimmen die Annahme der Initiative „Eigene vier Wände dank Bausparen“
empfohlen. In Basel wurde Ende August die Nein-Parole zur Initiative „Schutz vor
Passivrauchen“ (284 zu 25 Stimmen) und die Ja-Parole zur Initiative „Wohnen im Alter“
(289 zu 6 Stimmen) gefasst. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Mindestens in der Presse wurde diskutiert, ob die SVP ein Altersproblem habe. Ein
Ende September erschienener Bericht behauptete, die Zürcher Kantonalpartei mache
Druck auf ältere Nationalräte, ihren Sitz vorzeitig für Thomas Matter (ZH) zu räumen, der
den zweiten Ersatzplatz auf der SVP-Liste hielt. Bereits 2012 war es diesbezüglich zu
parteiinternen Auseinandersetzungen gekommen, weil Toni Bortoluzzi seinen Sitz auch
deshalb nicht räumen wollte, weil sich sein potentieller Nachfolger Gregor Rutz gegen
die Managed Care-Vorlage eingesetzt hatte, für die Bortoluzzi weibelte. Rutz rückte
schliesslich für den geschassten Bruno Zuppiger nach. Ein zweiter Zürcher Nationalrat
im Pensionsalter – Hans Kaufmann – hegte zwar Rücktrittsgedanken, allerdings stand
Matter noch der erste Ersatzkandidat Ernst Schibli – ebenfalls bereits 61-jährig – vor
der Sonne. Schibli hatte früh angekündigt, im Falle eines Rücktrittes nicht zugunsten
von Matter verzichten zu wollen. Ende Jahr dachte ein Teil der Zürcher SVP über die
Möglichkeit einer SVP-Seniorenliste für die Wahlen 2015 nach. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.12.2013
MARC BÜHLMANN
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Nachdem in der Presse schon 2013 kolportiert worden war, dass die SVP-Parteileitung
Druck auf ältere, langjährige Parlamentarier ausübe, damit diese noch während der
Legislatur jüngeren Nachwuchshoffnungen Platz machten, traten im Berichtjahr gleich
drei gestandene SVP-Parlamentarier zurück. Der Rücktritt von Hans Kaufmann (ZH)
Ende Februar kam dabei einigermassen überraschend. Kaufmann begründete ihn mit
der wenig erbaulichen Zusammenarbeit mit dem Bundesrat in Finanzthemen. Als
Nachfolger von Kaufmann wäre eigentlich Thomas Matter vorgesehen gewesen. Matter
war wie Kaufmann in der Finanzbranche tätig und gehörte der jüngeren SVP-Generation
an. Auf dem Listenplatz, der zum Nachrücken berechtigte, fand sich allerdings Ernst
Schibli noch vor Matter; Schibli übernahm das Amt trotz gegenteiligem Wunsch der
Zürcher Parteileitung. Mit dem Rücktritt von Christoph Blocher im Mai 2014 rückte
Matter dann doch noch nach. Mit seiner Ankündigung, auf sein Nationalratssalär
verzichten zu wollen, erregte Matter auch deshalb Aufsehen, weil Blocher bei seinem
Rücktritt eine Beschneidung der Parlamentarierentschädigungen gefordert hatte, um
die Entwicklung hin zu einem Berufsparlament zu verhindern. Der geschätzt 200-fache
Millionär Matter konnte sich den Verzicht auf seine Mandatsentschädigung freilich gut
leisten. Mitte Juli kündigte Fraktionschef Caspar Baader (BL) an, im August
zurückzutreten. Seine Nachfolge trat jedoch ebenfalls niemand aus der jüngeren
Generation, sondern der 66-jährige Christian Miesch an, der von 1991 bis 1995 für die
FDP und von 2003 bis 2011 für die SVP in der grossen Kammer gesessen hatte. Nach wie
vor weigerte sich ein weiteres Urgestein der Zürcher SVP – Toni Bortoluzzi – standhaft,
vorzeitig zurückzutreten. Ende Jahr kündigte allerdings Hansruedi Wandfluh (BE) seinen
vorzeitigen Rücktritt per Anfang 2015 an. Auch hier fand sich nicht der eigentliche
Wunschkandidat, der Berner SVP-Kantonalpräsident Werner Salzmann, auf dem
nächsten Listenplatz, sondern der ebenfalls altgediente Jean-Pierre Graber. 7

ANDERES
DATUM: 05.03.2014
MARC BÜHLMANN

Für Aufregung sorgte eine Aussage des SVP-Nationalrats Toni Bortoluzzi (svp, ZH) über
Homosexuelle, sie hätten „einen Hirnlappen, der verkehrt läuft“. Schwule, Lesben und
alle, die alleine lebten oder ihren Partner nach Lust und Laune wechselten, seien
„fehlgeleitet“. In einen weiteren Fettnapf trat das Zürcher SVP-Urgestein, indem
Bortoluzzi zwischen idealen und nicht-idealen Vertreterinnen von Frauen sinnierte, für
die er seinen Sitz vorzeitig räumen bzw. nicht räumen wolle. Junge, gut ausgebildete
und erfolgreiche Frauen scheinen Bortoluzzi eher suspekt zu sein. 8

ANDERES
DATUM: 12.06.2014
MARC BÜHLMANN

1) Bund, 7.8.97; NZZ, 9.8.97; BZ, 27.8.97; Presse vom 30.8.97, SoZ, 27.4. und 10.8.97
2) Presse vom 26.8.02.
3) Presse vom 18.11.02. 
4) Bund und NZZ, 19.3.07.
5) Berg (TG): NZZ, 30.1.12; Klingnau: NLZ, 5.5.12; NZZ, 7.5.12; Blick, 9.5.12; Basel: NZZ, 27.8.12; Seedorf: NZZ, 29.10.12;
Auseinandersetzung Bortoluzzi – Rutz: NZZ und TA, 10.5.12; NZZ, 15.5.12; TA und NZZ, 10.9.12; TA, 21.9.12; abweichende
Kantonalsektionen in früheren Jahren: 2011: 0 bei 1 Abstimmung; 2010: 13 / 7; 2009: 6 / 8; 2008: 9 / 10; 2007: 0 / 2; 2006: 6
/ 6.
6) So-Bli, 22.9.13; NZZ, 30.9.13; SO, 8.12.13.
7) AZ, 5.3.14; TA, 6.3.14; SoZ, 9.3.14; So-Bli, 6.4.14; NZZ, 10.5.14; So-Bli, 1.6.14; AZ, 24.7.14; Blick, 8.9.14; NZZ, 11.12.14
8) Blick, 13.6.14; So-Bli, SoZ, 15.6.14; Blick, 1.7.14; WW, 9.7.14
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